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Ausführungsvereinbarung
zum GWK-Abkommen über die gemeinsame Förderung

der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V.

– Ausführungsvereinbarung MPG (AV-MPG) –

vom 27. Oktober 2008, BAnz Nr. 18a vom 4. Februar 2009
zuletzt geändert durch Beschluss der Gemeinsamen Wissenschafts-

konferenz (GWK) vom 10. Juli 2026

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) beschließt auf Grund des
Artikels 3 Absatz 2 des Verwaltungsabkommens zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK-Ab-
kommen) zu § 1 Absatz 1 Nummer 3 der Anlage zu diesem Abkommen fol-
gende Ausführungsvereinbarung:

§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung

(1) Bund und Länder fördern gemeinsam die „Max-Planck-Gesellschaft zur För-
derung der Wissenschaften“ e. V. (MPG).

(2) Die von der MPG bei Abschluss dieser Vereinbarung unterhaltenen oder
betreuten Einrichtungen sind in der anliegenden Liste aufgeführt. Die Liste wird
fortgeschrieben.

§ 2
Voraussetzung der Förderung

(1) Bund und Länder fördern neue Aufgabenbereiche der MPG, die wesentliche
zusätzliche öffentliche Mittel erfordern können, und neue Einrichtungen der
MPG nur, wenn der Übernahme oder der Errichtung vorher nach Artikel 4 des
GWK-Abkommens zugestimmt wurde.

(2) Die GWK geht davon aus, dass die MPG ihre wissenschaftspolitisch und
finanziell bedeutsamen Planungen rechtzeitig mit ihr erörtert. Dabei strebt die
GWK an,

1. die personelle Verbindung der MPG mit den Hochschulen zu verstärken,
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2. bei der Festlegung des Standortes neuer Einrichtungen der MPG neben
wissenschaftspolitischen Gesichtspunkten auch eine ausgewogene regio-
nale Verteilung zu berücksichtigen.

§ 3
Zuwendungen

(1) Die finanzielle Förderung wird von Bund und Ländern zur Deckung der zu-
wendungsfähigen Ausgaben geleistet. Die zuwendungsfähigen Ausgaben wer-
den vom Bund und von den Ländern im Verhältnis 50 zu 50 aufgebracht. Ab-
weichend von Satz 2 werden die zuwendungsfähigen Ausgaben des Max-
Planck-Instituts für Plasmaphysik (IPP) vom Bund und den Ländern, in denen
das IPP Standorte unterhält (Sitzländer)1, im Verhältnis 90 zu 10 aufgebracht.
Zweckfreie Zuwendungen Dritter und Erträge des eigenen, nicht mit öffentli-
chen Mitteln beschafften Vermögens können auch dem eigenen Vermögen zu-
geführt werden, wenn sie in angemessener Frist für satzungsgemäße Zwecke
verwendet werden.

(2) Sofern der Bund oder einzelne Länder der MPG oder einer ihrer Einrichtun-
gen auf Grund einer Vereinbarung mit ihnen Leistungen zur Abgeltung der Kos-
ten von Einzelaufträgen gewähren, ist dazu nicht die Zustimmung nach § 1 Ab-
satz 2 Nummer 2 der Anlage zum GWK-Abkommen erforderlich.

(3) Die finanzielle Förderung wird gewährt auf der Grundlage eines jährlichen,
nach Artikel 4 des GWK-Abkommens gebilligten Wirtschaftsplans der MPG, der
alle ihre Einnahmen und Ausgaben ausweist. Die GWK wird darauf hinwirken,
dass die MPG ihren Wirtschaftsplan auf der Grundlage der jährlich fortzuschrei-
benden mehrjährigen Finanzplanung der MPG aufstellt, die die Forschungspla-
nung der MPG berücksichtigt.

(4) Der Entwurf des Wirtschaftsplans der MPG für das nächste Haushaltsjahr
soll dem Ausschuss der GWK (Ausschuss) spätestens bis zum 15. März des
Jahres vorgelegt werden. Der Ausschuss soll bis zum 30. Juni den Entwurf er-
örtern. Bis zum 1. November soll der Zuwendungsbedarf der MPG für das
nächste Haushaltsjahr nach Artikel 4 des GWK-Abkommens festgestellt wer-
den.

(5) Bund und Länder werden die erforderlichen Maßnahmen treffen, um den
festgestellten Zuwendungsbedarf bei der Aufstellung der Haushalte zu berück-
sichtigen.

1 Derzeit Bayern und Mecklenburg-Vorpommern.
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§ 4
Länderanteil

(1) Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird in Höhe
von 50 vom Hundert vom jeweiligen Sitzland der Einrichtungen der MPG
(Interessenquote des Sitzlandes) und in Höhe von 50 vom Hundert von allen
Ländern gemeinsam aufgebracht. Davon abweichend wird der auf die Länder
entfallende Teil des Zuwendungsbetrages im Fall des IPP alleine von den Sitz-
ländern aufgebracht. Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbe-
trages für die Generalverwaltung und für Einrichtungen im Ausland wird von
allen Ländern gemeinsam aufgebracht. Dazu gehören auch zentral veran-
schlagte nicht aufteilbare Mittel. Für Einrichtungen gemäß § 1 Absatz 2, die in
erheblichem Umfange wissenschaftliche Infrastrukturaufgaben erbringen, kann
eine von Satz 1 abweichende Aufbringung des Länderanteils durch einstimmi-
gen Beschluss der Konferenz festgelegt werden.

(2) Der auf alle Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird zu zwei
Dritteln nach dem Verhältnis der Steuereinnahmen, zu einem Drittel nach dem
Verhältnis der Bevölkerungszahlen der Länder aufgebracht. Als Steuereinnah-
men gelten die im Finanzkraftausgleich zugrunde gelegten Steuereinnahmen
der Länder. Die Steuereinnahmen erhöhen oder vermindern sich um die zum
Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft der Länder geregelten Zuschläge
zu und Abschläge von der jeweiligen Finanzkraft (horizontaler Finanzkraftaus-
gleich). Maßgebend sind die Steuereinnahmen, der horizontale Finanzkraftaus-
gleich und die vom Statistischen Bundesamt für den 30. Juni festgestellten Be-
völkerungszahlen der Länder des dem Haushaltsjahr zwei Jahre vorhergehen-
den Haushaltsjahres2. Der im Fall des IPP auf die Länder entfallende Teil des
Zuwendungsbetrages wird jeweils in Höhe des auf die einzelnen Standorte ent-
fallenden Zuwendungsbedarfs durch das Sitzland des Standorts aufgebracht.

§ 5
Laufzeit, Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann von
jedem Land mit Wirkung allein für das jeweilige Land oder vom Bund mit einer
Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt
werden. Das Bestehen der Vereinbarung für die verbleibenden Vertrags-
parteien wird durch die Kündigung einzelner Länder nicht berührt. Bis zum

2 Königsteiner Schlüssel; wird jährlich vom Büro der GWK fortgeschrieben.
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Wirksamwerden der Kündigung ist festzulegen, inwieweit die gemeinsame För-
derung fortgeführt wird.

(2) Vor Außerkrafttreten des GWK-Abkommens sollen die Vertragspartner
dieser Ausführungsvereinbarung über die Fortführung dieser Vereinbarung als
eigenständige Vereinbarung entscheiden. Kommt eine Entscheidung vor dem
Außerkrafttreten des GWK-Abkommens nicht zustande, tritt diese Vereinba-
rung außer Kraft.

(3) Diese Vereinbarung tritt nach Beschlussfassung durch die GWK gemäß
Artikel 4 des GWK-Abkommens am 27. Oktober 2008 in Kraft. Mit dem Inkraft-
treten dieser Vereinbarung tritt die Ausführungsvereinbarung MPG (AV-MPG)
vom 28. Oktober/17. Dezember 1976, zuletzt geändert durch Vereinbarung
vom 18. Dezember 1996 (Bekanntmachung vom 5. Mai 1997, BAnz S. 6362)
außer Kraft.
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